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Ein tiefer Einblick in die strukturellen Kräfte, welche die europäische Integration nach dem Zweiten 
Weltkrieg und die zahlreichen transatlantischen Verflechtungen geprägt haben – von der deutschen 
Frage über die NATO-Erweiterung bis zu den Folgen des russisch-ukrainischen Konflikts.

Wehe den Besiegten: 

Europas existenzieller Kampf 
zwischen den USA und Russland

Wegen der katastrophalen Ernährungslage 
legten am Montag, 31.3.1947, in Krefeld 
Tausende die Arbeit nieder und versam-
melten sich zu einer Protestkundgebung 
auf dem Karlsplatz. Zahlreiche Trans-
parente brachten die Forderungen der 
Arbeiter zum Ausdruck. (Foto: Deutsches 
Bundesarchiv, Wikimedia Commons, CC-BY-
SA-3.0-DE)

Dieser Text wurde zuerst am 19.10.2022 auf www.
propagandainfocus.com unter der URL <http://propa-
gandainfocus.com/woe-to-the-vanguished-europes-exis-
tential-struggle-between-the-us-and-russia> veröffent-

licht. Lizenz: Assoc. Prof. Dr. Stephan Sander-Faes, Propaganda 
in Focus, CC BY-NC-ND 4.0

Von Zeit zu Zeit veröffentlichen die 
Mainstream-Medien wichtige Arti-
kel, die sowohl lesbar als auch ihre Zeit 
wert sind. Dies gilt insbesondere für den 
jüngsten Gastbeitrag von Oskar Lafon-
taine, der unter dem Titel „Im Ukrai-
ne-Krieg agiert Deutschland als US-Sa-
tellit“ [1] erschienen ist. Veröffentlicht 
von der Berliner Zeitung am 30. August 
2022, ist Lafontaine – einst ein führen-
der sozialdemokratischer Politiker der 
alten Arbeiterpartei und sicherlich ei-
ner der deutlichsten Kritiker der „New 
Labour“-Politik in Deutschland seit Ger-
hard Schröders Kanzlerschaft (im Amt 
von 1998 bis 2005) – einer der wenigen, 
deren Meinung von den Mainstream-Me-
dien zugelassen wird.

Unter Bezugnahme auf das jüngste 
Treffen der Konsultativgruppe, das von 
US-Verteidigungsminister Lloyd J. Aus-
tin auf der Air Base Ramstein einberufen 
wurde [2], beklagte Lafontaine die man-
gelnde Souveränität Deutschlands, kriti-
sierte die Rücksichtslosigkeit der NATO-
Erweiterung sowie das Abenteurertum 
in Osteuropa und plädierte dafür, dass 
sich Europa „von den Vereinigten Staa-
ten abkoppelt“.

Ebenso überraschend veröffentlichte die 
in Wien ansässige linksliberale Tageszei-
tung „Der Standard“ – im benachbarten 
Österreich bisher ein treuer Verfechter der 
anti-russischen Stimmung – Mitte Juli et-
was, das dem etablierten, bedingungslosen 
Pro-Ukraine-Narrativ ziemlich zuwiderlief. 
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Anlässlich der Veröffentlichung des ersten 
Bandes seiner Memoiren wurde ein Repor-
ter in die entlegensten Winkel Norddeutsch-
lands entsandt, um mit keinem Geringeren 
als Egon Krenz, dem letzten Generalsekre-
tär der Kommunistischen Partei der DDR, 
ein Interview zu führen. [3]

„Der Standard“ zitiert Krenz mit den 
Worten, die Wurzel „dieses Problems 
sind die USA und ihr Anspruch, der ein-
zige Hegemon zu sein“ [4]. Ähnlich wie 
Herr Lafontaine schlug auch Krenz einen 
vernünftigen Weg zur Lösung des aktuel-
len russisch-ukrainischen (NATO-)Kon-
flikts vor:„

So wie europäische Politiker Wladi-
mir Putin und Wolodymyr Selenskyj aufge-
sucht haben, könnten sie auch nach Wa-
shington reisen und versuchen, Präsident 
Joe Biden davon zu überzeugen, mit Russ-
land auf Augenhöhe über Putins Vorschlä-
ge vom Dezember 2021 zur Wahrung der 
russischen Sicherheitsinteressen zu ver-
handeln. Das würde den europäischen In-

teressen dienen.“ [5]  

Natürlich ist dies ein Gräuel für die euro-
päischen außenpolitischen Eliten und ihre 
Mitläufer in den etablierten Medien auf 
beiden Seiten des Atlantiks. Und während 
es offensichtlich ist, dass niemand in den 
USA einen solchen Schritt begrüßen wür-
de, ist es ebenso offensichtlich, dass Eu-
ropas führende Politiker nicht gerne eine 
Außenpolitik betreiben, die ihren eigenen 
Interessen dient.

So hört und liest man täglich, dass eu-
ropäische Politiker bereit seien, jeden 
Preis zu zahlen – auch wenn die souve-
ränen Völker Europas dies ablehnen wür-
den, wie das Beispiel der Äußerungen der 
deutschen Annalena Baerbock zeigt. Die 
deutsche Außenministerin sagte auf der 
26. „Forum 2000“-Konferenz [6] in Prag, 
Tschechien:„

Wir unterstützen Sie [die Ukraine] 
und werden Sie so lange unterstützen, 
wie es nötig ist – unabhängig davon, was 

die deutschen Wähler denken.“ [7]

Es ist ganz offensichtlich, dass die euro-
päischen Politiker keine Politik betreiben 

wollen, die den Völkern Europas dient. 
Ganz zu schweigen von den nationalen 
Interessen der einzelnen Länder.

Dieses anzuerkennen führt unweiger-
lich zu Fragen nach den tiefen Wurzeln der 
europäischen Integration nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, die sowohl die Europäische 
Union als auch die kompromisslose Un-
terstützung des Transatlantismus hervor-
brachte, insbesondere der Nordatlantik-
pakt-Organisation (NATO).

An dieser Stelle lohnt es sich, daran 
zu erinnern, dass die Europäische Union 
(EU) noch keine dreißig Jahre alt ist, da 
der Vertrag über die Europäische Union 
(auch bekannt als Vertrag von Maastricht 
[8]) am 1. November 1993 in Kraft ge-
treten ist. Er wurde wiederholt geändert, 
insbesondere durch den Vertrag von Lis-
sabon [9] (2007). Diese dichten Hinter-
grundinformationen sind notwendig, um 
die strukturellen Kräfte zu verstehen, die 
der europäischen Politik im Einzelnen 
und im Ganzen zugrunde liegen. Und um 
deutlich zu machen, dass die fortgesetz-
te Integration das wichtigste Projekt al-
ler europäischen Politiker ist.

In diesem Sinne sitzen alle Europäer 
in einem Boot – und doch treibt die me-
taphorische „SS Europa“ auf immer ge-
fährlichere Gewässer zu, gesteuert von 
denselben Politikern, die eine völlige Ge-
ringschätzung der Wählerschaft verkün-
den.

Übrigens ist Frau Baerbock mit ihrer 
Verachtung für die Wähler nicht allein, 
wie das Interview von Bundeskanzler 
Olaf Scholz mit Lisa Abend und Naina 

Bajekal vom Time Magazine im April 
2022 deutlich zeigt. [10]

Doch während der Sommer dem Herbst 
weicht, die etablierten Medien vor einem 
„Winter des Zorns“ [11] („Der Standard“) 
warnen und die Frage stellen: „Stehen wir 
vor einem Winter der extremistischen 
Proteste?“ (ARD) [12], sind viele Euro-
päer zwischen der Pest steigender Prei-
se für alles und der Cholera der drohen-
den Energieknappheit gefangen, die sich 
im tiefen Winter in Stromausfällen äu-
ßern könnte.

Während europäische Politiker und 
Völker gleichermaßen über die Vor- und 
Nachteile einer fortgesetzten Abhängig-
keit von den Vereinigten Staaten nach-
denken – in ihrem mehrgleisigen Be-
streben, sich gen Russland auszudehnen 
und es schließlich zu besiegen – lohnt es 
sich, einen Blick auf die tiefen Wurzeln 
von Europas existenziellem Dilemma zu 
werfen. [13]

Das Ende der europäischen 
Nationalstaaten

Bekanntlich verlor Deutschland den 
Zweiten Weltkrieg, wurde von den Sie-
gern besetzt – um sicherzustellen, dass 
der deutsche Militarismus beseitigt wurde 
– und schließlich 1948/49 geteilt. Es ent-
standen zwei Kleinstaaten, die Bundesre-
publik (Westdeutschland) und die Deut-
sche Demokratische Republik (DDR). 
Beide als Klienten ihrer jeweiligen Spon-
soren, der USA und der UdSSR. In den 

(Screenshot: https://www.
tagesschau.de/inland/
innenpolitik/proteste-153.
html)
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späten 1980er Jahren zerfiel das sowje-
tische System. Und obwohl die beiden 
deutschen Staaten schließlich unter der 
Schirmherrschaft des von den USA unter-
stützten Klienten-Regimes in Bonn (das 
bald nach Berlin umzog) „wiederverei-
nigt“ werden durften, steckte hinter die-
sem Ereignis viel mehr, als man auf den 
ersten Blick sieht.

Um es kurz zu machen: Anfang Mai 
1945 übergab das verbliebene Hitler-
Deutschland seine Souveränität an die 
Sieger, zunächst an die „westlichen“ Al-
liierten in Reims (8. Mai) und einen Tag 
später auf Drängen Moskaus im zerbomb-
ten Berlin. Der Zweite Weltkrieg in Eu-
ropa (1939-45) war zu Ende.

Die globale Macht der USA nach 
1945 auf dem Prüfstand

Wie auch immer man die Machthaber in 
Bonn und (Ost-)Berlin nennen mag, sou-
verän war keines der beiden deutschen 
Länder: Sowohl West- als auch Ost-
deutschland waren von den Siegern des 
Zweiten Weltkriegs besetzt. Wobei die 
Vereinigten Staaten auf ihrer krönenden 
Errungenschaft beharrten: Es ist zwei-
fellos offensichtlich, dass Amerika der 
eindeutige Sieger dieses Konflikts war. 
Da die Hauptkonkurrenten der USA in 
Trümmern lagen, war eine echte globa-
le Hegemonie als begehrtestes Ergebnis 
des Zweiten Weltkriegs nicht nur ein ehr-
geiziges Ziel, sondern wurde von den da-
maligen Planern in Washington auch als 
erreichbar betrachtet.

Diese ehemaligen Staatsgeheimnisse, 
die in der höflichen Gesellschaft lange 
Zeit nicht zur Kenntnis genommen wur-
den, sind offenbar zum Allgemeinwis-
sen geworden. Das erste Buch des an der 
Columbia University ausgebildeten Ste-
phen Wertheim wurde 2020 von der Har-
vard Belknap Press unter dem treffenden 
Titel „Tomorrow, the World“ veröffent-
licht. [14]

Wertheims Buch ist eine sehr gute Lek-
türe und – so wage ich zu behaupten – aus 
einem besonderen Grund eine großarti-
ge Leistung: Die sorgfältige, wenn auch 
sehr bewusste Planung hinter der globa-
len Vorherrschaft der USA nach 1945, die 
Wertheim auf mehr als 250 Seiten akri-
bisch rekonstruiert, war bisher für alles, 
was der Mainstream-Wissenschaft in den 
Geistes- und Sozialwissenschaften ähnel-
te, ein absoluter Gräuel.

Doch im Herbst 2020 wurde es plötz-
lich in der höflichen Gesellschaft akzep-
tabel, die sorgfältige Planung der US-
Beamten anzuprangern, die (irgendwie) 
„enthüllt“ – für das westliche Publikum, 
wenn es überhaupt noch lesen würde –, 
was einst linksextreme „Dissidenten“ wie 
Noam Chomsky seit Jahrzehnten gesagt 
hatten.

Sollte noch ein Beweis für diese Be-
hauptung erforderlich sein, können so-
wohl Chomskys Vortrag „Year 501“ [15] 
aus dem Jahr 1991, als auch die zwei 
Jahre später erschienene Buchveröffent-
lichung mit demselben Titel [16] als An-
scheinsbeweis dienen.

In der veröffentlichten Version, ins-
besondere in Kapitel 3, Abschnitt 2, 

mit dem Titel „Logische Unlogik“, aus 
dem die folgenden Passagen zitiert wer-
den, dienen Chomskys Ausführungen als 
schlagkräftige Unterstützung für die zu-
nehmende Dreistigkeit der Washingto-
ner Machtelite. [17] In der oben genann-
ten Veröffentlichung schreibt Chomsky:„

In einer wichtigen Studie vom Juli 
1945, die Kriegsminister Stimson dem Au-
ßenministerium übermittelte, versuchten 
die Militärplaner, die Absicht der USA, die 
Kontrolle über die Welt zu übernehmen 
und Russland mit militärischer Gewalt zu 
umzingeln, zufriedenstellend zu beschöni-
gen – während sie dem Gegner gleichzei-
tig jegliche Rechte jenseits seiner Grenzen 
verweigerten. ‚Zu behaupten, es sei not-
wendig, eine einseitige militärische Kon-
trolle der USA oder Großbritanniens über 
Panama oder Gibraltar aufrechtzuerhalten 
und Russland eine ähnliche Kontrolle über 
die Dardanellen zu verweigern, könnte als 
unlogisch kritisiert werden‘, befürchteten 
sie. Zumal die Dardanellen den einzigen 
Zugang Russlands zu warmen Gewässern 
darstellten und in der Tat fest unter ein-
seitiger amerikanisch-britischer Kontrolle 
gehalten werden sollten. Doch die Kritik 
ist nur vordergründig plausibel, schluss-
folgerten die Planer: Der US-Entwurf ist 
‚eine logische Unlogik‘. Beim besten Wil-
len könne man den USA und Großbritan-
nien keine ‚expansionistischen oder ag-
gressiven Ambitionen‘ unterstellen. Aber 
Russland ‚hat noch nicht bewiesen, dass 
es völlig ohne expansionistische Ambiti-
onen ist. [...] Es ist untrennbar, fast mys-
tisch, mit der Ideologie des Kommunis-
mus verbunden. Diese kann zumindest 
oberflächlich mit einer steigenden Flut in 
der ganzen Welt in Verbindung gebracht 
werden, in der der einfache Mann nach 
höheren und weiteren Horizonten strebt. 
Russland muss sehr versucht sein, seine 
Stärke mit seiner Ideologie zu verbinden, 
um seinen Einfluss auf der Erde auszu-
weiten. Seine Handlungen in den letzten 
Jahren geben uns keine sichere Grundlage 
für die Annahme, dass es nicht mit die-

sem Gedanken geliebäugelt hat‘.

Kurz, die Russen müssen beweisen, dass 
sie nicht die Absicht haben, sich mit der 

Noam Chomsky bei einer 
Rede für die Occupy-Wall-
Street-Bewegung, 7.4.2011 
(Foto: Andrew Rusk, Wiki-
media Commons, CC-BY-2.0)
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schurkischen Schar zu verbünden, die 
‚nach höheren und weiteren Horizonten 
strebt‘, mit den ‚Armen, die schon im-
mer die Reichen ausplündern wollten‘ 
(Dulles). Solange sie dies nicht in über-
zeugender Weise tun, ist es nur logisch, 
dass verantwortungsbewusste Männer 
ihre einseitige Kontrolle über die Welt 
ausüben – die nicht mit kriminellen Ele-
menten verkehren, die auf Plünderung 
aus sind, und die nicht mit so subversi-
ven Gedanken wie höheren Bestrebungen 
liebäugeln. Russland muss beweisen, dass 
es keine potenzielle Bedrohung für ‚das 
Überleben der kapitalistischen Ordnung‘ 
(Gaddis) darstellt.“

Man könnte also sagen, dass das, was 
Wertheims „Tomorrow, the World“ ge-
leistet hat, zwar nicht sehr originell ist, 
was seine Erkenntnisse angeht, aber si-
cherlich ein Indikator ist für die verän-
derte Stimmung unter den US-Eliten 
hinsichtlich der Ursprünge der ameri-
kanischen globalen Hegemonie. Aller-
dings möchte ich hinzufügen, dass diese 
Aussage Wertheims jahrelange Bemü-
hungen in keiner Weise schmälern soll; 
und während die Kritik an der Originali-
tät bestehen bleibt, muss auch die Tatsa-
che erwähnt werden, dass weder Choms-
ky noch seine Schriften in Wertheims 
Studie vorkommen.

Denk‘ ich an Europa in der Nacht …

... werde ich zum klaren Schluss gebracht, 
dass die Macht, die Berlin heutzutage 
ausübt, – oder vielleicht richtiger, was als 
solche wahrgenommen wird – eindeutig 
von der US-Regierung und ihren Zielen 
abgeleitet ist.

Diese Einschätzung wird durch Äuße-
rungen von Dr. Wolfgang Schäuble un-
terstrichen, dem ehemaligen deutschen 
Finanzminister unter Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (der einst wegen der An-
nahme illegaler Wahlkampfspenden ver-
urteilt wurde) und derzeitigen Bundes-
tagspräsidenten. In seiner Rede auf dem 
Europäischen Bankenkongress in Frank-
furt am Main am 18. November 2011 äu-
ßerte er sich wie folgt über die Souverä-
nität Deutschlands nach dem Krieg und 
den wahren Charakter der europäischen 
Integration nach 1945.

Es ist anzumerken, dass der Hauptvor-
trag von Herrn Schäuble zum Thema „Fi-
nanzmärkte und Politik: Aus der Krise 
gelernte Lektionen“ immer noch auf der 
Website der Europäischen Zentralbank er-
wähnt wird (scrollen Sie nach unten bis 
2011) [18]; es ist jedoch bemerkenswert, 
dass, sobald man auf den Hyperlink klickt 
– der zur Webseite des deutschen Finanz-
ministeriums führt [19] –, eine „404“-Feh-
lermeldung erscheint (nicht gefundene 
oder nicht existente Webseite, Anm. d. 
Red.). Offenbar ist der Vortrag von Herrn 
Schäuble inzwischen entfernt worden. 
Dank der Wayback Machine können wir 
jedoch immer noch auf den vollständigen 
Vortrag zugreifen. [20]  

Hier sind Schäubles Ausführungen auf 
dem 21. Europäischen Bankenkongress in 
Frankfurt am Main vom 18. November 
2011 (Hervorhebungen von mir):„

Die Kritiker, die meinen, man 
müsse eine Konkurrenz zwischen allen 
Politikbereichen haben, die gehen ja in 
Wahrheit von dem Regelungsmonopol 
des Nationalstaates aus. Das war die alte 
Ordnung, die dem Völkerrecht noch zu 
Grunde liegt, mit dem Begriff der Sou-
veränität, die in Europa längst ad absur-
dum geführt worden ist – spätestens in 

den zwei Weltkriegen der ersten Hälfte 
des vergangenen Jahrhunderts. Und wir 
in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 
zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän 

gewesen. […]
Deswegen ist der Versuch, in der europäi-
schen Einigung eine neue Form von gover-
nance zu schaffen, wo es eben nicht eine 
Ebene gibt, die für alles zuständig ist und 
die dann im Zweifel durch völkerrechtli-
che Verträge bestimmte Dinge auf ande-
re Ebenen überträgt, nach meiner festen 
Überzeugung für das 21. Jahrhundert ein 
sehr viel zukunftsweisenderer Ansatz als 
der Rückfall in die Regelungsmonopolstel-
lung des klassischen Nationalstaates ver-

gangener Jahrhunderte. […]
Ich möchte Ihnen ganz klar sagen, dass 
ich ziemlich überzeugt bin, dass wir in 
einer Zeit von weniger als 24 Monaten 
in der Lage sind und in der Lage sein 
werden, das europäische Regelwerk zu 
verändern. Wir brauchen nur das Proto-
koll Nr. 14 im Lissabon-Vertrag so auf-
zubauen, dass wir daraus die Grundzü-
ge einer Fiskalunion für die Euro-Zone 

schaffen.“ [21]

Diese Erklärungen und insbesondere 
der Versuch, sie aus den öffentlichen Auf-
zeichnungen zu entfernen, sind sehr auf-
schlussreich. Sollte es jemals einen echten 

(Screenshot: https://vorenthalten.files.wordpress.com/2014/02/eurokrise_2.jpg)
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Zweifel am „wahren“ Charakter der Euro-
päischen Union gegeben haben, so können 
wir jetzt klar erkennen, worum es bei den 
schönen Worten führender europäischer 
Politiker über die Integration tatsächlich 
geht: um die Schaffung „einer neuen Form 
des Regierens“, die in krassem Gegensatz 
zum „Regulierungsmonopol des klassi-
schen Nationalstaats“ steht.

Was genau ist das Protokoll 
14 des Lissabonner Vertrages 
eigentlich?

Um dem Geflecht aus Täuschung und 
– sollte man es Verrat nennen? – auf 
den Grund zu gehen, müssen wir die-
ses scheinbar obskure „Protokoll 14“ 
[22] des Lissabon-Vertrages genauer un-
ter die Lupe nehmen. In Anbetracht sei-
ner übergroßen Bedeutung, die Wolfgang 
Schäuble vielleicht in einer Stunde der 
Schwäche hervorgehoben hat, ist es eben-
so bezeichnend, dass ein so wichtiges Do-
kument kaum eine Seite lang ist. Das im 
Amtsblatt der Europäischen Union ver-

öffentlichte „Protokoll 14“ enthält (Her-
vorhebung von mir):

„DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN –

IN DEM WUNSCH, die Voraussetzungen für 
ein stärkeres Wirtschaftswachstum in der 
Europäischen Union zu verbessern und zu 
diesem Zwecke eine immer engere Koor-
dinierung der Wirtschaftspolitik im Euro-

Währungsgebiet zu fördern,
IN DEM BEWUSSTSEIN, dass besondere 
Bestimmungen für einen verstärkten Di-
alog zwischen den Mitgliedstaaten, de-
ren Währung der Euro ist, vorgesehen 
werden müssen, bis der Euro zur Wäh-
rung aller Mitgliedstaaten der Union ge-

worden ist –
SIND über folgende Bestimmungen ÜBER-
EINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die 
Europäische Union und dem Vertrag über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 

beigefügt sind:

Artikel 1
Die Minister der Mitgliedstaaten, de-
ren Währung der Euro ist, treten zu in-
formellen Sitzungen zusammen. Diese 

Sitzungen werden bei Bedarf abgehal-
ten, um Fragen im Zusammenhang mit 
ihrer gemeinsamen spezifischen Verant-
wortung im Bereich der einheitlichen 
Währung zu erörtern. Die Kommission 
nimmt an den Sitzungen teil. Die Europä-
ische Zentralbank wird zu diesen Sitzun-
gen eingeladen, die von den Vertretern 
der für Finanzen zuständigen Minister 
der Mitgliedstaaten, deren Währung der 
Euro ist, und der Kommission vorberei-

tet werden.

Artikel 2
Die Minister der Mitgliedstaaten, deren 
Währung der Euro ist, wählen mit der 
Mehrheit dieser Mitgliedstaaten einen 

Präsidenten für zweieinhalb Jahre.“

In Anbetracht der Bedeutung des Themas 
habe ich mir erlaubt, den entscheidenden 
Teil hervorzuheben: Artikel 1. Beachten 
Sie insbesondere den kategorisch antide-
mokratischen und intransparenten Cha-
rakter dieser Treffen:

Rüdiger Hoffmann und 
Helmut Buschujew 
vor dem Reichstag 
in Berlin bei einer 
Demonstration für 
eine neue Ver fas-
sung für die Bundes-
republik Deutschland, 
18 .10.2014 . (Foto:  
SSLreporter, Wikimedia 
Commons,  CC-BY-
SA-4.0)
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„Die Minister […] treten zu informellen 
Sitzungen zusammen. Diese Sitzungen 
werden bei Bedarf abgehalten [wer legt 
das fest?], um Fragen im Zusammenhang 
mit ihrer gemeinsamen spezifischen Ver-
antwortung […] zu erörtern.“ [Diese For-
mulierung ist so elastisch, dass man mit 
einem Panzer durch das Protokoll fah-
ren könnte, ohne es damit zu brechen].

Ferner ist anzumerken:„
Die Kommission nimmt an den 

Sitzungen teil. Die Europäische Zentral-
bank wird zu diesen Sitzungen eingela-
den, die von den Vertretern der für Finan-
zen zuständigen Minister […] vorbereitet 

werden.“

Weder die EU-Kommission noch die 
Europäische Zentralbank (EZB) haben 
irgendeine Verantwortung – im „tech-
nischen“ Sinne der parlamentarischen 
Kontrolle – gegenüber einer repräsentati-
ven Institution. Dies wirft auch die Frage 
auf, wer die gemeinsamen „europäischen“ 
Institutionen überwacht: der EU-Rat (die 
Versammlung der Regierungschefs aller 
EU-Mitgliedstaaten) oder die Parlamente 
der verschiedenen Mitgliedstaaten?

Die EU-Kommission ist der Ausdruck 
des Willens der Regierungen der Mitglied-
staaten, und diese Regierungen sind tech-
nisch gesehen der Legislative (dem Par-
lament) ihres jeweiligen Mitgliedstaates 
gegenüber rechenschaftspflichtig.

Wir stellen daher fest, dass die im 
„Protokoll Nr. 14“ des Vertrages von 
Lissabon festgelegte Hierarchie wie folgt 
aussieht:

EU-Kommission, Europäische Zentral-
bank + Vertreter der EU-Finanzminister 
(also ganz entschieden nicht die instituti-
onalisierten „Wirtschafts- und Finanzmi-
nistertreffen“, deren Akronym ECOFIN 
wäre) -> Regierungen der Mitgliedstaa-
ten -> Parlamente der Mitgliedstaaten -> 
Wählerschaft der Mitgliedstaaten.

Diese Regelung riecht nach potenziel-
len Interessenkonflikten und begrenzter – 
wenn überhaupt vorhandener – Aufsicht. 
Sie deuten außerdem darauf hin, dass es 
diesen Entscheidungen an Transparenz 

mangelt und dass sie, wie die ehrliche 
Aussage von Herrn Schäuble – oder war 
es ein Fauxpas? – zeigt, grundsätzlich un-
demokratisch sind.

Doch wie so oft gibt es viel mehr, als 
man auf den ersten Blick sieht – und was 
mich beunruhigt.

Alle formellen Treffen auf der Ebene 
der Regierungschefs und Kabinettsmit-
glieder – sowie viele informelle Zusam-
menkünfte und andere Vorbereitungsar-
beiten – werden von einer Vielzahl von 
Mitarbeitern, Beauftragten und (externen) 
Beratern der Finanzminister der Eurozo-
ne durchgeführt. Während sich dies typi-
scherweise auf eine beliebige Anzahl von 
Beauftragten der zuständigen Minister 
auf Kabinettsebene bezieht, ist es erwäh-
nenswert, dass diese Vorbereitungen von 
Personen durchgeführt werden, die noch 
weiter von allem entfernt sind, was auch 
nur im Entferntesten mit Transparenz und 
Rechenschaftspflicht gegenüber dem sou-
veränen Volk zu tun hat. Ganz zu schwei-
gen von der Rolle der Zehntausenden von 
Lobbyisten [23], welche die obersten Rän-
ge der EU täglich umgeben [24].

Obwohl Schäuble und andere europä-
ische Politiker wie er – und jeder ande-
re Staatschef eines EU-Mitgliedstaates 
– einen Amtseid geschworen haben, ihre 
jeweilige nationale Verfassung zu wah-
ren, sind die Dinge nicht so, wie sie schei-
nen. Die große Tragödie der europäischen 
Völker, so scheint es, besteht darin, dass 
ihre Führer aktiv daran arbeiten (sich ver-
schwören), die verfassungsmäßige Ord-
nung der verschiedenen EU-Mitgliedstaa-
ten zu untergraben.

Mit anderen Worten: Das, was Herr 
Schäuble 2011 zugegeben hat, ist ein 
Lehrbuchbeispiel für „Verrat“, was nach 
der Definition von Merriam-Webster fol-
gendes darstellt:„

Die Straftat des Versuchs, durch 
offene Handlungen die Regierung des 
Staates zu stürzen, dem der Täter die 
Treue hält, oder den Souverän bzw. sei-
ne Familie zu töten oder persönlich zu 

verletzen.“ [25]

Stellt man die Äußerungen von Herrn 
Schäuble und die Möglichkeiten, die der 
rechtlich-strukturelle Rahmen der EU 

bietet, nebeneinander, so handelt es sich 
um einen Schlag ins Gesicht sowohl der 
verfassungsmäßigen Ordnung jedes ein-
zelnen Mitgliedstaates als auch der Le-
gitimität der Europäischen Union selbst. 
Nicht nur, dass die Souveränität des Vol-
kes nicht erwähnt wird. Das gesamte ein-
seitige Protokoll 14 zeigt die Verachtung 
der EU-Führung für die Völker Europas. 
Das verheißt nichts Gutes für ein wohl-
geordnetes Gemeinwesen mit gleichen 
Rechten für alle.

Todeskuss für die 
Rechtsstaatlichkeit

In einem Rechtsstaat würden solche of-
fen zugegebenen Handlungen die Ein-
leitung strafrechtlicher Ermittlungen 
nach sich ziehen, sehr wahrscheinlich 
gefolgt von einer Anklage wegen Hoch-
verrats. Sollten Sie sich jetzt fragen, wa-
rum dies noch nicht geschehen ist – und 
auch in Zukunft nicht geschehen wird –, 
dann liegt die Antwort auf der Hand: Die 
deutsche Justiz ist nicht unabhängig – wie 
der Gerichtshof der Europäischen Union 
vor kurzem in einem gemeinsamen Ur-
teil entschied, welches die Rolle und die 
Möglichkeiten der deutschen Staatsan-
wälte (in den USA wären das die Bezirks-
staatsanwälte) betraf. Im Kern ging es um 
die Frage, ob ein deutscher Staatsanwalt 
einen EU-weiten Europäischen Haftbe-
fehl erlassen kann. Und obwohl es kei-
ne einfachen Antworten gibt, entschied 
der Gerichtshof der Europäischen Union 
(sic) in den verbundenen Rechtssachen 
C-508/18 und C-82/19 PPU, dass deut-
sche Staatsanwälte dies nicht tun können. 
Der Grund für diese Entscheidung war, 
dass die deutschen Staatsanwälte den An-
weisungen des Bundesjustizministeriums 
folgen müssen.

Der Gerichtshof war daher der Ansicht, 
dass die Staatsanwaltschaften nicht un-
abhängig von unzulässigem politischen 
Einfluss sind. In seinem Urteil in den ver-
bundenen Rechtssachen C-508/18 und 
C-82/19 PPU stellte der EU-Gerichtshof 
daher fest:
	· Staatsanwaltschaften sind nur berech-
tigt, einen von einem Richter oder Ge-
richt erlassenen nationalen Haftbefehl 
zu vollstrecken;
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	· Staatsanwaltschaften haben keinen au-
tonomen und unabhängigen Status, son-
dern sind einer Verwaltungshierarchie 
unterstellt, an deren Spitze der Justiz-
minister steht.

Außerdem hat der EU-Gerichtshof er-
klärt, dass„

… nach deutschem Recht die deut-
schen Staatsanwaltschaften in der Regel 
für den Erlass von Europäischen Haftbe-
fehlen, insbesondere zum Zwecke der 
Strafverfolgung, zuständig [sind]. Darüber 
hinaus besteht in Deutschland ein Verhält-
nis zwischen den Staatsanwaltschaften 
und der Exekutive. Insbesondere unterlie-
gen die Staatsanwälte dem ‚externen Wei-
sungsrecht‘ der Justizminister des jewei-
ligen Bundeslandes. Deutschland machte 
jedoch geltend, dass diese Befugnis nur 
ausnahmsweise ausgeübt wird und dass 
im vorliegenden Fall keine Weisungen er-

teilt wurden.“ [26]

Im genannten Fall ging es um die Fra-
ge, ob die deutsche Justiz Europäische 
Haftbefehle (EuHB oder EHB) ausstel-
len kann. Diese Verfahren, die 2004 in 
Kraft traten, hatten die zuvor bestehen-
den innerstaatlichen Auslieferungsverfah-
ren ersetzt und vereinfacht. Mit anderen 
Worten – und in Analogie dazu – funk-
tioniert der Europäische Haftbefehl wie 
die Föderalisierung der Strafverfolgung 

über die Grenzen der US-Bundesstaaten 
hinweg; in dieses EU-weite System sind 
mehrere Garantien eingebaut, die speziell 
darauf abzielen, politischen Missbrauch 
zu verhindern – wie hier [27] kursorisch 
und im begleitenden Handbuch [28] sehr 
viel ausführlicher erläutert wird (dieses 
enthält auch den Rahmenbeschluss des 
Rates vom 13. Juni 2002 auf S. 65-88 mit 
dem folgenden Zitat auf S. 66; meine Her-
vorhebung):„

Keine Bestimmung dieses Rah-
menbeschlusses darf in dem Sinne aus-
gelegt werden, dass sie es verbietet, die 
Übergabe einer Person abzulehnen, ge-
gen die ein Europäischer Haftbefehl vor-
liegt, wenn aufgrund objektiver Anhalts-
punkte Grund zu der Annahme besteht, 
dass der genannte Haftbefehl zum Zwe-
cke der Verfolgung oder Bestrafung einer 
Person aus Gründen ihres Geschlechts, ih-
rer Rasse, Religion, ethnischen Herkunft, 
Staatsangehörigkeit, Sprache, politischen 
Überzeugung oder sexuellen Ausrichtung 
erlassen wurde, oder dass die Stellung 
dieser Person aus einem dieser Gründe 

beeinträchtigt werden kann.“

Nach Ansicht des EU-Gerichtshofs 
können deutsche Staatsanwälte solche 
Haftbefehle nicht ausstellen, da der be-
stehende verfassungsrechtliche und ge-
setzliche Rahmen der Bundesrepublik 
Deutschland keine ausreichende Unab-
hängigkeit von politischer Einflussnah-
me bietet. Nehmen wir kein Blatt vor 
den Mund: Der EU-Gerichtshof stellte 
fest, dass „aufgrund objektiver Anhalts-
punkte Grund zu der Annahme besteht“, 
dass eine politische Einflussnahme sei-
tens des deutschen Bundesjustizminis-
teriums nicht ausgeschlossen werden 
kann, wenn ein deutscher Staatsanwalt 
einen Europäischen Haftbefehl erlässt. 
Dazu hat der EU-Gerichtshof – ähnlich 
wie in den USA – festgestellt, dass einem 
Richter als „zuständige rechtliche Auto-
rität“ für den Erlass eines Europäischen 
Haftbefehls Beweise vorgelegt werden 
müssen.

Dieses Urteil besagt – und hier sei 
angemerkt, dass es trotz Berufung auf-
rechterhalten wurde –, dass die deutschen 
Staatsanwaltschaften eindeutig den über-

geordneten Beamten untergeordnet und 
damit weisungsgebunden sind.

Mit anderen Worten: Der deutsche Jus-
tizminister „könnte ... eine ‚externe‘ Wei-
sungsbefugnis“ gegenüber Staatsanwälten 
ausüben, die über staatliche und andere 
Beamte weiter oben in der Justizhierar-
chie weitergegeben wird. Dies ist eine sehr 
ausgefeilte, wenn auch nicht ganz direkte 
Art zu sagen, dass deutsche Politiker die 
Möglichkeit haben, den Lauf der Justiz zu 
stören – manche würden sagen zu „perver-
tieren“ oder zu „behindern“.

Erforderlich ist tatsächlich nur, dass der 
Beauftragte des Kabinetts den Landtags-
präsidenten „informiert“, dass eine sol-
che „Weisung erteilt wurde“. Es gibt kei-
ne weiteren Angaben darüber, ob etwa ein 
Einzeiler ausreicht oder ob diese „Unter-
richtung“ auch Details und weitere Anga-
ben umfassen würde. Auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Beweise stellt der 
EU-Gerichtshof daher fest, dass„

 … was die institutionelle Stellung 
der Staatsanwaltschaft in Deutschland an-
belangt, die Staatsanwaltschaft Lübeck 
der Autorität und den Weisungen der Ex-
ekutive unterworfen zu sein [scheint] ... 
daher [ist] ungewiss, ob die in der ge-
nannten Rechtsprechung aufgestellten 
Grundsätze von einer solchen Staatsan-
waltschaft erfüllt werden können und ob 
ihre Unabhängigkeit im vorliegenden Fall 
allein mit der Begründung festgestellt wer-
den kann, dass keine Weisung der Exeku-
tive in Bezug auf den Europäischen Haft-

befehl erteilt wurde“.

Falls an dieser Stelle eine Übersetzung 
des EU-Rechtsjargons erforderlich sein 
sollte, hier das Urteil des EU-Gerichts-
hofs: Das Fehlen von Beweisen (dafür, 
dass keine Weisungen von politisch Be-
auftragten erteilt wurden,) ist kein Be-
weis für das Fehlen (politischer Einfluss-
nahme).

Biosicherheit und Energie

So hallt die Vergangenheit einmal mehr 
in der Gegenwart und in der möglichen 
Zukunft Europas wider. Es lohnt sich, 
daran zu erinnern, dass der Vertrag von 

Das Emblem des Gerichtshofs der Europäischen 
Union, hochgeladen am 24.10.2011. (Bild: Ssol-
bergj, Wikimedia Commons,  CC-BY-SA-3.0)
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Lissabon auf die sogenannte „Erklärung 
von Laeken“ von 2001 zurückgeht, aus der 
schließlich der zwischen 2002 und 2003 
ausgearbeitete und letztlich gescheiter-
te „Vertrag über eine Verfassung für Eu-
ropa“ hervorging. Auch wenn es gewisse 
Unterschiede zwischen diesen beiden Ver-
trägen gibt, so stellt der Vertrag von Lissa-
bon doch „die Grundlage für den derzei-
tigen Rahmen der Europäischen Union“ 
dar, wie eine kürzlich erschienene Studie 
von Koen Lenaerts, Piet Van Nuffel und 
Tim Corthaut belegt. [29]

Daher scheint es heute unvermeidlich, 
dass die aktuellen Krisen – sowohl die 
Covid-Pandemie als auch die Energie-
probleme in Europa – bald zu erneuten 
Forderungen nach sinnvollen Änderun-
gen der bestehenden Strukturen führen 
werden.

Wenn Taten mehr Aussagekraft haben 
als Worte, dann sind die Machthaber 
bereits fleißig dabei, diese beiden The-
men zu (miss)brauchen, um bestimmte 

Agenden voranzutreiben – und sie tun 
dies ohne Rücksicht auf die verbleiben-
den Reste nationaler Souveränität und de-
mokratischer Teilhabe der europäischen 
Völker. Diese Machenschaften zeigen 
sich deutlich in der wahrgenommenen 
Eile, „keine Krise ungenutzt verstreichen 
zu lassen“ – ein klarer Aufruf zu staatli-
chem Aktivismus (Overreach). Diese An-
sicht, die keinem Geringeren als Winston 
Churchill [30] zugeschrieben wird, wur-
de von Präsident Obamas erstem Stabs-
chef Rahm Emanuel im Zusammenhang 
mit der großen Finanzkrise von 2007/08 
ins Spiel gebracht. Bezeichnenderweise – 
und vielleicht sogar ironischerweise auf 
Fox News – wurde diese Forderung von 
Emanuel im Frühjahr 2021 im Zusam-
menhang mit der Coronavirus-Pandemie 
erneuert. [31]

In Europa sind beide Dynamiken 
deutlich zu erkennen. Obwohl Ursula 
von der Leyen, die Präsidentin der EU-
Kommission, Ende April die „Notfall-

phase“ der Coronavirus-Pandemie für 
beendet erklärte [32], informierte sie 
die Öffentlichkeit auch darüber, dass 
dies „ein nachhaltigeres Management 
von COVID-19“ bedeute. Was dies in 
der Praxis darstellte, war die einjährige 
Verlängerung [33] des digitalen Covid-
Zertifikats der EU [34] („Grüner Pass“) 
durch das Europäische Parlament weni-
ge Tage später [35].

Vorgeblich eingeführt als Beitrag zur 
Eindämmung von SARS-CoV-2, macht 
der schwindende Schutz durch die be-
dingt zugelassenen [36] (EUA) injizier-
baren Produkte die gesamte Regelung 
als epidemiologisch relevante Maßnah-
me offensichtlich nutzlos. Doch wie in 
einer Wiederholung des Mittelalters, 
hat die EU-Kommission ihre Befugnis-
se auf höchst umstrittene Bereiche aus-
gedehnt. Insbesondere im Hinblick auf 
die biopolitischen Implikationen – wie 
die dokumentierte Verwendung des digi-
talen EU-Covid-Zertifikats in mehreren 
Rechtsordnungen deutlich zeigt –, Men-
schen den Zugang zu Einrichtungen zu 
verweigern und den internationalen Rei-
severkehr erheblich zu beeinträchtigen 
[37].

(EUA = emergency use authorization, 
Notfallnutzungsberechtigung; in der EU 
„conditional marketing authorisation“, 
Bedingte Marktzulassung, Anm. d. Red.)

Im Hinblick auf die aktuelle Energie-
krise in der EU genügt es zu erwähnen, 
dass die Energiepolitik bisher der ein-
zige Aspekt der nationalen Souveräni-
tät war, der nicht in den Zuständigkeits-
bereich von Brüssel fiel. Bis zu diesem 
entscheidenden Moment waren die Mit-
gliedstaaten besonders vorsichtig, wenn 
es darum ging den EU-Institutionen – sei 
es der Kommission oder der ständigen 
Bürokratie – irgendwelche Befugnisse 
zu übertragen.

Doch wenn man dem derzeitigen Me-
dienrummel Glauben schenken darf, 
scheint der russisch-ukrainische Konflikt 
den Widerstand der Mitgliedstaaten ge-
gen die von der EU-Kommission betrie-
bene Zentralisierung von Energiefragen 
der Vergangenheit angehören zu lassen. 
Daher die rasche Abfolge von Berichten 
der etablierten Medien mit Analysen und 
vielen Zitaten. Wie zum Beispiel diesem 
hier, das kürzlich auf Bloomberg erschien 

(Sceenshot: https://www.
bundesreg ie rung .de/
breg-de/themen/coro-
navirus/covid-zertifikat-
eu-1929924)

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/covid-zertifikat-eu-1929924
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/covid-zertifikat-eu-1929924
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/covid-zertifikat-eu-1929924
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/covid-zertifikat-eu-1929924
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/covid-zertifikat-eu-1929924
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und ein hervorragendes Beispiel für die 
„Alles ist Russlands Schuld“-Propagan-
da darstellt:„

,Der Strommarkt ist kein funk-
tionierender Markt mehr, weil es einen 
Akteur – Putin – gibt, der systematisch 
versucht, ihn zu zerstören und zu mani-
pulieren. Darauf müssen wir reagieren, 
und deshalb befassen wir uns jetzt mit 
der Zusammensetzung des Strommarktes‘, 
sagte [EU-Kommissionspräsidentin von der 
Leyen] am Dienstag auf einer Pressekon-

ferenz in Dänemark.“ [38]

Damit folgt Frau von der Leyen ledig-
lich den Vorschlägen des ehemaligen EU-
Kommissars Günther Oettinger – der üb-
rigens auch aus Schäubles Heimatland 
Baden-Württemberg stammt –, der be-
reits im Frühsommer dieses Jahres for-
derte, die Europäer sollten sich „auf eine 
Kriegswirtschaft einstellen“. In einem 
langen Beitrag, der am 8. Juli 2022 in 
der linksliberalen österreichischen Ta-
geszeitung „Der Standard“ erschien, er-
klärte Oettinger Folgendes (meine Her-
vorhebungen):„

In Deutschland und zunehmend 
auch in Österreich wächst die Nervosität 
dahingehend, was mit den Gaslieferungen 
aus Russland passiert. Ab Montag [11. Juli] 
fällt eine wichtige Verbindung von den 
Gasfeldern in Westsibirien aus: Die Ost-
see-Pipeline Nord Stream 1 muss gewartet 
werden, die Arbeiten sind auf zehn Tage 
anberaumt. Das hat der russische Gasmo-
nopolist Gazprom schon vor längerem an-
gekündigt. Dass am 21. Juli, das ist Don-
nerstag übernächster Woche, wieder Gas 
fließt wie gehabt, bezweifeln Experten. 
Manche sprechen bereits von Kriegswirt-
schaft, auf die sich Europa schnellstmög-

lich vorbereiten müsse.

Einer, der das Wort Kriegswirtschaft in 
den Mund nimmt und damit weitreichen-
de Eingriffe der europäischen Staaten in 
Wirtschaft und Gesellschaft meint, ist 
Günther Oettinger. Der frühere EU-Ener-
giekommissar, der in seiner aktiven Zeit 
mehr als einmal als Brandlöscher im wie-
derholt aufgeflackerten Streit zwischen 

Russland und der Ukraine unterwegs war, 
sieht schwarz für diesen Winter.‚

Die Gasspeicher werden sicher nicht 
voll bis Herbst, wir werden eine Notbe-
wirtschaftung erleben‘, prognostiziert Oet-
tinger. ‚Putin spielt mit uns, will uns spal-
ten. Er wird einmal mehr, einmal weniger 
Gas schicken oder gar keines, ganz wie 
es ihm beliebt.‘ Ging es beim Streit zwi-
schen Moskau und Kiew dazumal um un-
terschiedliche Preisvorstellungen für rus-
sisches Gas, habe sich die Sachlage seit 
dem Einmarsch von Putins Truppen in die 

Ukraine komplett verändert.

,Weizen, Saatgut und Energie sind neben 
Panzern, Artillerie, Raketen und bioche-
mischen Waffen die Hauptinstrumente, 
mit denen sich Russlands Präsident den 
Westen gefügig machen will‘, sagte Oet-
tinger bei einem von Verbund [einem von 
Österreichs größten öffentlich-privaten 
Energiekonzernen] organisierten deutsch-
österreichischen Expertentreffen in Ber-
lin. Um so dringlicher sei es, Gas wo 
immer möglich zu sparen, um so die 
absehbare Not im Winter zu lindern. 
18 Grad in der Wohnung und zwei Pul-
lis, das sei in der Abwägung besser, als 
weite Teile der Industrie zusperren zu 

müssen, weil nicht genügend Gas da 
ist.“ [39, 40]

Bei einer Inflationsrate von derzeit 
9-10% (was sich daran zeigt, dass die 
EU-Bürokraten eine Gehaltserhöhung 
von 8,5% erhalten [41], da ihre Gehälter 
an den Verbraucherpreisindex gebunden 
sind), kommt man nicht umhin, an Chur-
chills Spruch zu denken: Sicherlich hat 
der Konflikt zwischen Russland und der 
Ukraine viele Ursachen. Aber angesichts 
der obigen Überlegungen Schäubles im 
Hinblick darauf, dass die Energiepolitik 
die „letzte Grenze“ der EU gewesen ist, 
kommt man kaum umhin, die schwerwie-
genden Folgen dessen zu bedenken, was 
auf uns zuzukommen scheint.

Denk‘ ich an Europa in der Nacht …

Um zu verstehen, wie die EU derzeit funk-
tioniert, ist es wichtig zu wissen, dass „be-
schädigte“ Politiker häufig von den Mit-
gliedstaaten „befördert“ und nach Brüssel 
geschickt werden. Dies ist sicherlich der 
Fall bei Ursula von der Leyen, deren Er-
folgsbilanz in Deutschland – in ihrer 
Amtszeit als Verteidigungsministerin wur-
den die Fähigkeiten der Bundeswehr im-
mer schlechter, während sie Beraterverträ-
ge im Wert von 150 Millionen Euro pro 
Jahr vergab, was vom Bundesrechnungs-

Der ehemalige Ministerpräsident Günther Oettinger steht neben seinem Porträt in der Port-
rätgalerie der Ministerpräsidenten Baden-Württembergs, 29.1.2016. (Foto: Landesregierung 
Baden-Württemberg, Flickr, CC BY-NC-ND 2.0)
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hof heftig kritisiert wurde – im Hinblick 
auf künftige Karriereschritte nicht gerade 
vorteilhaft erscheint. [42]

Doch Gaunerei und Loyalität gegen-
über der eigenen Partei zahlen sich aus, 
wie diese beispielhaften Machenschaf-
ten deutlich zeigen: Günther Oettingers 
zahlreiche Korruptions-Affären während 
seiner Amtszeit als baden-württembergi-
scher Ministerpräsident (2005-2009) – zu 
denen insbesondere das große Infrastruk-
turprojekt „Stuttgart 21“ [43] sowie der 
Vorschlag gehörte, Landeseigentum zu 
verkaufen [44], um bis zu 70 Mio. € an 
das frühere badische Herrscherhaus zu 
übergeben – hinderten ihn nicht daran, 
der EU-Kommission beizutreten. Ebenso 
wenig wie die vielen fragwürdigen Akti-
vitäten von Frau von der Leyen.

Sollten Sie sich an dieser Stelle auch 
über die Vergangenheit von Wolfgang 
Schäuble wundern, nun – was würden Sie 
erwarten? Trotz der oben genannten Bei-
spiele für Missbrauch und Betrug durch 
führende deutsche und EU-Politiker ist 
Herr Schäuble vielleicht das Aushänge-
schild der politischen Kultur Deutschlands 
nach dem Zweiten Weltkrieg.

Wolfgang Schäuble wurde 1942 in Frei-
burg im Breisgau geboren und wuchs in 
einem konservativen Elternhaus auf. Sein 
Vater war Kommunalpolitiker und wur-

de später Landtagsabgeordneter der CDU 
in Baden-Württemberg. Nach dem Abi-
tur am Hausacher Gymnasium (heute Ro-
bert Gerwig) im Jahr 1961 schrieb sich 
Schäuble an der Universität Freiburg ein 
und studierte Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften. Im Jahr 1970 legte er das 
Assessorexamen (2. Staatsexamen [45]) 
ab, bevor er im folgenden Jahr zum Dok-
tor der Rechtswissenschaften promoviert 
wurde; 1972 trat er zudem in das Finanz-
ministerium seines Heimatlandes Baden-
Württemberg ein.

Politisch ist Schäubles Werdegang un-
trennbar mit der Partei seines Vaters ver-
bunden, der CDU. Bereits 1965 trat er in 
deren Jugendorganisation ein und war von 
1969 bis 72 Bezirksvorsitzender der Jun-
gen Union in Südbaden. In welcher Kon-
stellation auch immer – Familientraditi-
on, Ehrgeiz oder Mäzenatentum – 1972 
wurde der damals 32-jährige Mitglied des 
Bundestags, und seitdem ist Schäuble aus 
der deutschen Politik nicht mehr wegzu-
denken. Seit fast 50 Jahren im Amt, ist 
er der dienstälteste Abgeordnete und gilt 
allein schon aufgrund seines Dienstalters 
als einer, wenn nicht der einflussreichste 
Machtmensch in der CDU.

Auf Bundesebene war Schäuble seit 
1984 an nahezu allen CDU-geführten Re-
gierungsgeschäften beteiligt. Mit Aus-

Der Einigungsvertrag über den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland wurde im 
Ostberliner Palais Unter den Linden unterzeichnet. Nach dem feierlichen Akt der Händedruck 
zwischen den Verhandlungsführern, Staatssekretär Dr. Günther Krause (r.) und Bundesinnen-
minister Wolfgang Schäuble (l.), und dem DDR-Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere (M.), 
Berlin, 31.8.1990. (Foto: Bernd Settnik, Bundesarchiv, Wikimedia Commons, CC-BY-SA-3.0-DE)
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nahme der Zeit von 1998 bis 2005, als 
die SPD-geführte Koalition unter Ger-
hard Schröder im Amt war.

1984 wurde Schäuble von Bundeskanz-
ler Helmut Kohl in ein Kabinettsamt be-
rufen, das ausdrücklich die Aufgabe 
hatte, die Beziehungen zur DDR zu er-
leichtern. Fünf Jahre später, im Frühjahr 
1989, wurde Schäuble zum Innenminister 
ernannt, was ihn zum verantwortlichen 
Regierungsbeamten für die Verhandlun-
gen mit seinen ostdeutschen Amtskolle-
gen machte. Als solcher bleibt Schäuble 
der Schlüssel zum Verständnis der be-
sonderen Situation im Deutschland nach 
dem Kalten Krieg.

Üblicherweise wird der Zusammen-
schluss der beiden deutschen Staaten als 
„Wiedervereinigung“ bezeichnet, doch 
was 1989/90 geschah, war wohl eher ein 
„Schlucken“ der DDR durch die BRD. 
Erich Krenz und der innere Kreis der 
DDR hatten sicher ihre eigenen Vorstel-
lungen, die sich wohlgemerkt auch von 
den Wünschen der DDR-Bürger unter-
schieden, aber das Ergebnis spiegelte bei-
de nicht wider. Im Gegenteil: Nicht zu-
letzt dank Schäubles Bemühungen kam es 
in den berauschenden Herbsttagen nach 
dem Fall der Mauer zum „Beitritt der 
DDR zur Bundesrepublik“.

In vielerlei Hinsicht täuschen sich die 
Deutschen selbst, aber es muss auch festge-
stellt werden, dass sie von den Regierungs-
vertretern und den etablierten Medien 
praktisch ständig über diese entscheiden-
de Tatsache getäuscht werden. Die juris-
tischen Winkelzüge von Schäuble spielten 
in dieser Angelegenheit eine übergroße, 
wenn nicht gar grundlegende Rolle, und 
das meiste davon geht auf die De-facto-
Verfassung der Bundesrepublik Deutsch-
land zurück – das Grundgesetz von 1949. 
Es wurde in den späten 1940er Jahren als 
provisorisches Dokument in einer Zeit der 
(erzwungenen) Teilung konzipiert und sah 
vor, dass im Falle einer Wiedervereinigung 
eine verfassungsgebende Versammlung 
einberufen würde, um eine neue, gesamt-
deutsche Verfassung zu beschließen (ge-
mäß Art. 146 [46]).

Im Sommer 1990 entschied sich die 
Volkskammer der DDR jedoch für den 
von Schäuble vorgeschlagenen und von 
Bundeskanzler Kohl favorisierten Weg: 
die Aufnahme der ostdeutschen Gebie-

te in den Geltungsbereich des Grund-
gesetzes nach Art. 23 [47]. Auch wenn 
sich die Verfassungswissenschaftler über 
diese Fragen den Kopf zerbrachen, wa-
ren mit dieser Entscheidung, die später 
durch den Vertrag über die abschließen-
de Regelung in Bezug auf Deutschland 
[48] formalisiert wurde, alle diese Fra-
gen hinfällig.

Mit anderen Worten: Dieses Schlüsse-
lereignis der deutschen und europäischen 
Geschichte wurde durch den Willen der 
Exekutive herbeigeführt, wie (sogar) Wi-
kipedia einräumt, wenn auch nur in der 
deutschsprachigen Version desselben Ein-
trags: Die entscheidenden Ereignisse wer-
den recht ausführlich als „die Stunde der 
Exekutive“ [49] beschrieben, während im 
englischsprachigen Eintrag jede dieser 
Angaben fehlt [50].„

Geschichte ist nicht die Vergan-
genheit. Sie ist die Gegenwart“ – James 

Baldwin

In vielerlei Hinsicht machen das Le-
ben und die Leistungen von Wolfgang 
Schäuble ihn, wie ich oben argumentiert 
habe, zum Aushängeschild der deutschen 
Politik nach dem Zweiten Weltkrieg: die 
graue Eminenz, die geschickt diejenigen 
manipuliert, denen sie angeblich dient 
(sowohl Helmut Kohl als auch Ange-
la Merkel), aber es ist schwer, die kalte, 
harte Wahrheit zu vermeiden: Politiker 
wie Schäuble oder Baerbock sind keine 
Diener des deutschen Volkes.

Wie die meisten ihrer europäischen 
Kollegen haben sie sich, ohne Rück-
sicht auf die Bevölkerung ihrer Länder, 
voll und ganz dem Transatlantismus ver-
schrieben. Heute wie damals wird der 
Bevölkerung gesagt, dass „es keine Al-
ternative zu Sanktionen gibt“, wie die ös-
terreichische Verfassungsministerin Ka-
roline Edtstadtler kürzlich gegenüber der 
Presse erklärte [51].

Was Baerbocks Äußerungen auf der 
Forum-2000-Konferenz in Prag betrifft, 
so können wir bereits erkennen, wie die 
Medien versuchen, die deutsche Bevöl-
kerung von ihren Äußerungen abzulen-
ken. Wie von der ARD vor ein paar Ta-
gen angedeutet (gemeint der 22.09.2022, 
Anm. d. Red.), argumentierte Carla Reve-
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land, dass der Aufschrei, der „#Hochver-
rat“ und die Forderung nach Baerbocks 
Entlassung beinhaltete, in Wirklichkeit 
eine „pro-russische Desinformationskam-
pagne“ sein könnte. [52] Es wurde auch 
behauptet, dass gekürzte Versionen der 
Kommentare der deutschen Außenmi-
nisterin „zuerst auf sozialen Medienka-
nälen mit Verbindungen zum Kreml er-
schienen“.

Wie Reveland abschließend feststellt, 
zeige sich bei Berücksichtigung des Ge-
samtkontextes natürlich, dass Baerbock 
„es nicht so gemeint hat und dass sie 
mögliche Anti-Sanktions-Proteste im 
Winter ansprach und hinzufügte, dass 
soziale Maßnahmen ergriffen würden, 
um den Bürgern zu helfen“.

In diesem Zusammenhang sollte man 
sich vielleicht daran erinnern, dass Reve-
lands Arbeitgeber (ARD) diese möglichen 

Proteste bereits Ende Juli als Manifesta-
tionen des Rechtsextremismus gebrand-
markt hat – ein allzu gängiges Schlag-
wort [53] – mit der Frage „Stehen wir vor 
einem Winter der extremistischen Pro-
teste?“ [54].

All diese Überlegungen deuten auf eine 
Schlüsselfrage hin: Was hat sich seit dem 
Frühsommer dieses Jahres (2022, Anm. 
d. Red.) geändert?

Ein Bankett der Konsequenzen

Während die Tage kürzer werden und 
die Temperaturen sinken, nehmen die 
Stimmungen gegen Regierungen in der 
Alten Welt zu. Es sieht so aus, als ob 
die Völker Europas endlich in der Lage 
sind, die Ursachen ihrer Misere klar zu 
benennen.
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Hunderttausende von Landwirten in 
den Niederlanden und Belgien protes-
tieren gegen eine Regierungspolitik, die 
angeblich den Klimawandel bekämp-
fen soll. Diese Proteste greifen derzeit 
auf Deutschland über, und es ist wahr-
scheinlich, dass sie bald auch auf Frank-
reich übergreifen werden.

Erst vor einer Woche erklärte der tsche-
chische Justizminister Pavel Blažek vor 
dem Parlament, dass „die Regierung, wenn 
sie die Energiekrise nicht in den Griff be-
kommt, nicht mehr lange im Amt sein 
wird“ [55]. Blažek warnte vor Massen-
protesten, doch seine Vorhersage könnte 
bald von den Ereignissen überholt werden. 
Wenn die Massenproteste am vergange-
nen Samstag auf dem Wenzelsplatz [56] 
in der Prager Innenstadt ein Indikator für 
künftige Entwicklungen sind, dann haben 
die Menschen der Regierung deutlich Be-
scheid gegeben.

Von Mainstream-Medien wie Bloom-
berg [57] bis hin zu „alternativen“ Medien 
wie der Epoch Times [58] ist die Bühne 
für den Wirtschaftscrash 2022/23 berei-
tet. Wie die umkämpfte schwedische Mi-
nisterpräsidentin Magdalena Andersson 
[59] auf einer Pressekonferenz am ver-
gangenen Wochenende sagte, haben Eu-
ropas Energieprobleme das Potenzial, auf 
den Finanzmärkten verheerenden Scha-
den anzurichten [60].

Immer mehr Unternehmen sehen sich 
mit äußerst widrigen wirtschaftlichen 
Bedingungen konfrontiert, und die Be-
richte kommen aus ganz Europa: Es gibt 
zahlreiche Meldungen über Unterneh-
men wie den Chemiehersteller „Len-
zing“ in Österreich, die „wegen der 
hohen Gaspreise“ [61] die Produktion 
drosseln und Mitarbeiter entlassen müs-
sen. Die Schweizer Supermarktketten 
„Migros“ und „Coop“ haben angekün-
digt, dass sie die Weihnachtsdekorati-
on streichen werden, um die Versorgung 
mit Grundnahrungsmitteln sicherzustel-
len. [62]

Es ist zwar gut zu wissen, dass es Vor-
bereitungen für den Ernstfall gibt, doch 
kann man sich des Eindrucks nicht er-
wehren, dass sich die Lage in absehbarer 
Zeit verschlimmern wird. Wenn man den 
jüngsten Aussagen von „Migros“-Chef 
Fabrice Zumbrunnen Glauben schenken 
darf, ist „ein zusätzlicher Vorrat an Ker-

zen, Batterien oder ein Dieselgenerator“ 
[63] kaum ein gutes Omen.

Ein Gespenst sucht Europa heim: 
Anti-Globalismus und Anti-
Amerikanismus sind auf dem 
Vormarsch

Es ist nicht allzu schwer, sich vorzustel-
len, dass die Regierungen in diesem Herbst 
oder Winter wie Dominosteine fallen wer-
den, wenn die Folgen der Beteiligung der 
EU an den von den USA verhängten Sank-
tionen gegen Russland in Europa spekta-
kulär zurückschlagen.

Es bleibt die Frage: Was war das „wah-
re“ Ziel dieser von den USA betriebenen 
außenpolitischen Instrumente? Nach al-
lem, was man hört, scheint es Russland 
gut zu gehen, sowohl militärisch in der 
Ukraine als auch wirtschaftlich.

Europa hingegen befindet sich im Stru-
del einer wirtschaftlichen Katastrophe, 
die aus seiner feindseligen Politik gegen-
über Russland resultiert.

In der Zwischenzeit beginnen sich An-
ti-Globalismus und Anti-Amerikanismus 
mit der Kritik der europäischen Bevölke-
rung am Umgang der EU-Kommission 
mit der Energiekrise zu vereinen. Lang-
sam verschmilzt der außerparlamentari-
sche Widerstand gegen die zunehmende 
Machtübertragung an Brüssel mit Forde-
rungen nach der Wiederherstellung der 
Volkssouveränität und der Beendigung 
der völligen Abhängigkeit und Unterwer-
fung Europas unter das außenpolitische 
Diktat der USA.

Es scheint, dass die – bisher erfolgrei-
che – US-Politik zur Destabilisierung 
Russlands, um den wirtschaftlichen 
Selbstmord Europas herbeizuführen, in 
die nächste Phase eintritt: die Gegenwehr 
der Völker Europas, denen viele der ver-
sprochenen Vorteile der alten Politik – 
wie die verstärkte EU-Integration und der 
unhinterfragte Transatlantismus – vor-
enthalten werden, könnte Amerikas Ver-
derben sein.

Sie brauchen mir nicht unbesehen zu 
glauben: „Alt-Right“-Kräfte in ganz Eu-
ropa fordern schon lange mehr Unabhän-
gigkeit von den Vereinigten Staaten. Nun 
schließen sich ihnen zunehmend weite 
Teile der linken Mitte an, die den Eska-
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lationsschub von Baerbocks Grünen nicht 
ertragen können.

Albrecht Müller, ehemaliger politischer 
Berater des westdeutschen Bundeskanz-
lers Willy Brandt (Amtszeit 1969-74) und 
Mitbegründer der Nachdenkseiten, äußer-
te sich wie folgt zu dem gegenwärtigen 
Schlamassel: Er forderte die Wiederher-
stellung der Souveränität des deutschen 
Volkes und schrieb Folgendes (Hervor-
hebung durch mich):„

Die USA werden immer dreister. 
Am Freitag [22. April] wurde berichtet: 
,Mehr als 20 Länder haben nach US-An-
gaben ihre Teilnahme an der Ukraine-Kon-
ferenz auf der Air Base Ramstein bestä-
tigt. US-Verteidigungsminister Lloyd Austin 
hatte sie am Dienstag zu dem Treffen in 
Ramstein eingeladen.' Kein Fragezeichen, 
kein Hinweis auf die Verletzung des An-
scheins der Souveränität unseres Landes. 
Höchstwahrscheinlich haben die USA nicht 

einmal gefragt …

Der Umgang mit solchen Ereignissen, 
der Umgang mit der Einschränkung 
und Beschädigung unserer Souverä-
nität [sic], ist in den letzten 30 Jahren 
nicht besser, sondern schlechter gewor-
den. Im Wahlkampf 1991 forderte Ru-
dolf Scharping, Spitzenkandidat der SPD 
für den Landtag, Rheinland-Pfalz dür-
fe nicht zum Flugzeugträger der USA in 
Europa werden. Als gewählter Minister-
präsident knickte Scharping nach einem 
Besuch in den USA ein. Aber immerhin 
hatte er das Problem zum Thema der öf-
fentlichen Debatte gemacht. Das ist of-
fensichtlich vorbei. Heute kümmert sich 
weder in den Medien noch in der Poli-

tik jemand darum, ob auf deutschem 
Boden Versammlungen und Veran-
staltungen stattfinden, die unsere Si-
cherheitslage betreffen und betreffen 
könnten.“ [64]

Wehe den Besiegten seit dem 8. Mai 
1945 bis heute, doch könnten die Tage 
der amerikanischen Vorherrschaft über 
Europa und seine Völker bald gezählt 
sein.

Ähnlich wie die letzten warmen Tage 
des Spätsommers werden die kommenden 
Wochen und Monate entweder ein lehr-
reicher Moment über die Macht der Me-
dien, der Propaganda und der Geopolitik 
sein – oder ein Vorbote drastischer und 
dramatischer Veränderungen.

Das Potenzial für einen dramatischen 
Wandel in der europäischen Politik und 
den strategischen Aussichten ist sicher-
lich vorhanden.

Die Frage ist also nicht, wie sich die 
Dinge ändern werden, sondern wann.
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